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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

es erstaunt immer wieder, wie viel
Realsatire den Gerichten zur Ent-
scheidung vorgelegt wird. Immerhin
dienen diese Entscheidungen zwi-
schen den schwergewichtigen Ent-
scheidungen zur Auflockerung. Zu
den fir den Immobilienverwalter
schwergewichtigen Entscheidungen
gehoren in dieser Ausgabe jeden-
falls die Anforderungen, die das
OLG Minchen an den Beschluss
zur Geltendmachung von Gewdhr-
leistungsanspriichen  gegen den
Bautréger formuliert hat.

GleichermaRen erheblich sind die
Ausfiihrungen des LG Landau/Pfalz
zur dinglichen Haftung der Woh-
nung fiir Hausgeldriickstdnde nach
dem Verkauf durch den Insolvenz-
verwalter. Die Revision wurde
zugelassen, so dass man insoweit
auch auf eine obergerichtliche KI&-
rung hoffen darf.

Kurze Meldungen

Unterbliebene Ladung verursacht i.d.R.
keine nichtigen Beschlisse

Die unterbliebene Ladung eines Eigentimers
zur Versammlung flihrt nach Auffassung des
BGH nur in ,,ganz besonders schwerwiegen-
den Ausnahmeféllen* zur Nichtigkeit der in
der Versammlung gefassten Beschlusse. Der
Rechtsirrtum der Verwalterin, die Garagen-
eigentlimer gehdrten nicht zum Kreis der zu
ladenden Wohnungseigentimer, gehort nach
einem BGH-Urteil vom 20.7.2012 nicht zu
diesen Ausnahmeféllen, V_ZR 235/11. Die
klagegegenstandlichen Beschliisse waren
zwar auf die Anfechtung hin aufzuheben; die
zuvor gleichermafRen zustande gekommen
Beschlusse waren aber bestandskréftig.

Ausweis der Vorschisse macht Abrech-
nung teilnichtig

Nach einer Entscheidung des OLG Minchen
bewirt der Ausweis von Beitragsriickstdnden
auf die Hausgeldvorauszahlungen die Teil-
nichtigkeit des Abrechnungsbeschlusses. Die
Gemeinschaft sei nicht berechtigt, entstande-

Zu den Leichtgewichten gehdren
zwei Entscheidungen, die die ZIV
im  Weiteren nicht beschaftigen
sollen. So rechnete eine Mieterin in
Minchen mit 15.000 € Schadenser-
satzansprichen auf, weil die Ver-
mieterin zur Ubergabe der fristlosen
Kiindigung wegen Zahlungsverzu-
ges sturmgeklingelt hatte. Das Ge-
richt stellte fest, dass die ebenfalls
reklamierte Stérung der elterlichen
Sorge nicht zu erkennen sei. Allein
das Sturmklingeln sei kein tiberzeu-
gender Grund fiir die Tochter der
Mieterin gewesen, aus der mutterli-
chen Wohnung auszuziehen, um
zum Vater zu ziehen. Nach dem
Urteil des AG Minchens vom
6.3.12 (473 C 31187/11) musste
daher die in der Wohnung verblie-
bene Mutter rdumen und auf die
geforderten 15.000 € verzichten.

ne, aber nicht erfillte Beitragsvorschiisse
noch einmal zu beschlieen, Beschluss vom
6.9.2012 (32 Wx 32/12), NZM 2012, 689.

Anforderungen an 6ffentliche Zustellung

Der XIlI. Zivilsenat beim BGH hat sich im
Urteil vom 4.7.12 (XIl_ZR 94/10) mit den
Anforderungen an eine offentliche Zustel-
lung auseinander gesetzt. Danach genugt eine
Einwohnermeldeamtsanfrage ~ sowie  die
Uberpriifung von Nachsendeantragen i.d.R.
nicht, um eine Offentliche Zustellung der
Klage zu bewilligen. Der Klager misse alle
ihm zur Verfugung stehenden und zumutba-
ren Erkenntnisquellen nutzen. Dazu gehdre
auch die personliche Nachfrage beim ehema-
ligen Arbeitgeber, dem letzten Vermieter
oder Hausgenossen oder Verwandten.

Sonderkindigungsrecht trifft auch nicht
insolventen Mieter

Nach § 109 InsO steht dem Insolvenzverwal-
ter ein Sonderkundigungsrecht in der Insol-
venz des Mieters zu. Nach einer Entschei-

Das AG Kadln wiederum war veran-
lasst worden, einem Mieter im Ur-
teil vom 21.10.2010 zu erlautern,
dass das Raumungsbegehren seines
Vermieters rechtméBig sei. Der
Mieter hatte trotz mehrfacher Ab-
mahnungen den vor seiner Woh-
nung befindlichen Rasen als Toilet-
te genutzt. Die hierdurch entstande-
nen Geruchsbeléstigungen stellten
eine erhebliche Stoérung des Haus-
friedens dar, die zur fristlosen Kiin-
digung berechtigten (ZMR 2012,
708), wie das Gericht feststellte.
War eigentlich klar, nur wohl dem
Mieter nicht.

Die fir die Praxis wirklich relevan-
ten Gerichtsentscheidungen und
Rechtsentwicklungen sind auf den
néchsten 15 Seiten zusammen ge-
stellt. Wir wiinschen hierfur wie
immer eine interessante Lektre.

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

dung des OLG Hamburg (Urteil vom
29.3.2012, 8 U 78/11), steht dem Insolvenz-
verwalter das Kiindigungsrecht auch dann zu,
wenn es zwei Mieter gibt, von denen nur ein
Mieter insolvent ist. Das Kindigungsrecht
steht dem Insolvenzverwalter dann auch
gegeniiber dem nicht insolventen Mitmieter
zu (NZM 2012, 685).

Kautionsriickzahlung bei Mietermehrheit

Soweit mehrere Personen Rdume angemietet
haben, kann die Riickzahlung der geleisteten
Kaution nur von allen Mietern gemeinsam
gefordert werden. Das gilt nach einem
Beschluss des KG Berlin vom 2.2.2012 (8 U
193/11) auch dann, wenn die Sicherheit nur
von einem der Mieter geleistet wurde. Denn
die Bezahlung durch nur einen Mieter stelle
eine einheitliche Leistung aller Mieter zur
Erflllung der Sicherheitsabrede dar (ZMR
2012, 695).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbeweglichen Gegenstand oder über
Räume, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der
Insolvenzverwalter ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer unter Einhaltung
der gesetzlichen Frist kündigen. Ist Gegenstand des Mietverhältnisses die Wohnung des
Schuldners, so tritt an die Stelle der Kündigung das Recht des Insolvenzverwalters zu
erklären, dass Ansprüche, die nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist fällig
werden, nicht im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können. Kündigt der
Verwalter nach Satz 1 oder gibt er die Erklärung nach Satz 2 ab, so kann der andere
Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses oder wegen der Folgen
der Erklärung als Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen.



Mietrecht

Ordentliche Kindigung des Vermieters erleichtert

Mit einer aktuellen Entscheidung
konkretisierte der BGH seine
Ausfiihrungen zur Kindigung
wegen Zahlungsverzuges im
Urteil vom 28.11.07 (VIII ZR
145/07) — ZIV 2008, 3. Darin
hatte er eine ordentliche Kundi-
gung des Vermieters auch ohne
Abmahnung fir rechtlich zulés-
sig erachtet, nachdem der Mieter
in Zahlungsverzug geraten war,
der in der Summe zwei Monats-
mieten Uberstieg.

Nunmehr entschied der BGH mit
Urteil vom 10.10.12, dass auch

ein Ruckstand von nur einer
Monatsmiete gentige, wenn der
Verzug langer als einen Monat
andauere (V111 ZR 107/12). Die-
se Voraussetzungen lagen im
zugrundeliegenden  Sachverhalt
nicht vor. Die diesbeziigliche
Kindigung erklarte der BGH
daher fir unwirksam. Wirksam
war dagegen eine andere Kiindi-
gung, wegen der die Revision
gar nicht betrieben wurde. Auch
die Ausfihrungen zu dieser
Kindigung sind aufschlussreich,
weil sich auch insoweit eine
weitere Lockerung der Erforder-
nisse ergibt.

Der Mieter hatte nach Einfiih-
rung einer Umlage fir Heizkos-
ten von monatlich 70 € insge-
samt 13 Monate die Heizkosten-
vorauszahlungen (910 €) nicht
erbracht. Der Vermieter verklag-
te den Mieter auf Zahlung und
kiindigte mit Schreiben vom
5.10.09 ordentlich. Das Leis-

tungsurteil wurde am 15.11.10,
also erst nach der Kindigung
rechtskréftig. Die Vorinstanzen
erachteten diese Kindigung fir
unwirksam, weil nach & 543
Abs. 2 Nr. 3 BGB die Kiindi-
gung wegen Mieterh6hungen
nach 88§ 558-560 BGB nur zulas-
sig ist, wenn sie nicht vor Ablauf
von 2 Monaten vor Rechtskraft
des Urteils auf Zahlung der er-
hohten Vorauszahlungen erklart
werde.

Der VIII. Zivilsenat fuhrte im
neuerlichen Urteil demgegen-
Uber aus, dass die Beschrankung
in § 543 BGB in einer Norm flr
die aulerordentliche fristlose
Kundigung erfolge. Der Vermie-
ter habe indessen ordentlich
gekindigt, so dass die Kdindi-
gung auch ohne die in dieser
Norm erganzend formulierten
Voraussetzungen zuldssig sei.

Kiundigung nach Erhéhung der Betriebskostenvorauszahlung auch ohne Klage

Mit Urteil vom 18.7.2012 (VI
ZR 1/11) entschied der BGH,
dass eine Kiindigung nach § 543
Abs. 1 BGB i.V.m. § 569 Abs. 3
Nr. 3 BGB nicht voraussetze,
dass der Vermieter zuvor den
Mieter auf Zahlung der Erho-
hungsbetrage nach § 560 Abs. 4
BGB verklage.

Mieter und Vermieter stritten um
die RechtmaRigkeit einer Be-
triebskostenabrechnung mit Er-
hoéhung der Vorauszahlungen.
Im Rahmen dieser Streitigkeiten
verweigerte der Vermieter die
Einsicht in die der Abrechnung
zugrunde liegenden  Abrech-
nungsbelege. Mit Schreiben vom
15.12.2004 kiundigte der Ver-

mieter zudem das Mietverhaltnis
wegen Zahlungsverzuges.

Im Anschluss hieran kam es zur
gerichtlichen  Auseinanderset-
zung beziglich der offenen
Mietzinsen und des Raumungs-
anspruchs. Die in Streit geratene
Kundigung hielt der gerichtli-
chen Priifung stand. Der Miet-
rechtssenat fiihrte aus, dass dem
Mieter zwar ein Zuriickbehal-
tungsrecht vor der Kiindigung
nach 8§ 273 BGB zugestanden
hatte. Fir die Beurteilung der
RechtmaRigkeit der Kundigung
sei aber nicht das Vorliegen
eines  Zuruckbehaltungsrechts
von Relevanz. Relevant sei nur,
ob der Mieter die diesbeziigliche

Einrede auch VOR Ausspruch
der Kindigung geltend gemacht
habe. Das sei vorliegend nicht
der Fall.

Zusétzlich habe der fiir die Kiin-
digung erforderliche Zahlungs-
verzug vorgelegen. Der Vermie-
ter hatte auch den Mieter auf
Bezahlung gerichtlich in An-
spruch genommen. Das Urteil
zur Bezahlung von ruckstandiger
Miete von mehr als zwei Mo-
natsmieten fur den Zeitraum von
November 2003 bis Dezember
2004 sei hingegen noch keine
zwei Monate rechtskréftig gewe-
sen, ehe der Vermieter seine
Kiindigung ausgesprochen habe
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
1. dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder
wieder entzogen wird,
2. der Mieter die Rechte des Vermieters dadurch in erheblichem Maße verletzt, dass er die Mietsache durch
Vernachlässigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet oder sie unbefugt einem Dritten
überlässt oder
3. der Mieter
a) für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der Miete oder eines nicht unerheblichen Teils
der Miete in Verzug ist oder
b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung der Miete in Höhe
eines Betrages in Verzug ist, der die Miete für zwei Monate erreicht.


Schultze
Kommentar zu Text
(3) Ergänzend zu § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt:
1. Im Falle des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a ist der rückständige Teil der Miete nur dann als nicht
unerheblich anzusehen, wenn er die Miete für einen Monat übersteigt. Dies gilt nicht, wenn der Wohnraum
nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist.
2. Die Kündigung wird auch dann unwirksam, wenn der Vermieter spätestens bis zum Ablauf von zwei
Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich der fälligen Miete und der
fälligen Entschädigung nach § 546a Abs. 1 befriedigt wird oder sich eine öffentliche Stelle zur Befriedigung
verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Kündigung vor nicht länger als zwei Jahren bereits eine nach Satz 1
unwirksam gewordene Kündigung vorausgegangen ist.
3. Ist der Mieter rechtskräftig zur Zahlung einer erhöhten Miete nach den §§ 558 bis 560 verurteilt worden,
so kann der Vermieter das Mietverhältnis wegen Zahlungsverzugs des Mieters nicht vor Ablauf von zwei
Monaten nach rechtskräftiger Verurteilung kündigen, wenn nicht die Voraussetzungen der außerordentlichen
fristlosen Kündigung schon wegen der bisher geschuldeten Miete erfüllt sind.


Schultze
Kommentar zu Text
(4) Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart worden, so kann jede Vertragspartei nach einer Abrechnung
durch Erklärung in Textform eine Anpassung auf eine angemessene Höhe vornehmen.


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat der Schuldner aus demselben rechtlichen Verhältnis, auf dem seine Verpflichtung beruht, einen fälligen
Anspruch gegen den Gläubiger, so kann er, sofern nicht aus dem Schuldverhältnis sich ein anderes ergibt, die
geschuldete Leistung verweigern, bis die ihm gebührende Leistung bewirkt wird (Zurückbehaltungsrecht).



(die Kindigung erfolgte vor
Klageerhebung).

Nach § 569 Abs. 3 Nr. 3 BGB
konne der Vermieter das Miet-
verhaltnis wegen Zahlungsver-
zuges dagegen nicht vor Ablauf
von zwei Monaten nach rechts-
kréftiger Verurteilung der nach §
560 Abs. 4 BGB erhohten Be-
trage kindigen, wenn nicht die
Voraussetzungen der fristlosen
Kindigung schon wegen der
bisher geschuldeten Miete erfillt
seien.

Insoweit seien die Kindigungs-
voraussetzungen nicht gegeben.
§ 543 Abs. Nr. 3b BGB gehe
hinsichtlich des Begriffs ,,Mo-
natsmiete” von der Miete inklu-
sive der Vorauszahlungsbetrage
aus. Rechne man die Erho-
hungsbetrdge auf die Betriebs-
kostenbetrdge aus den ausgeur-
teilten, rlckstandigen Mieten
heraus, verbliebe ein Betrag, der
nicht einmal die doppelte
Grundmiete erreiche.

Es komme fur die Beurteilung
der RechtmaBigkeit der Kdindi-

gung daher darauf an, ob die
Erhohungsbetrédge bei der Kiin-
digungsprifung  Berlcksichti-
gung finden kénnen. Insoweit sei
die Einschrankung der Regelung
in § 569 Abs. 3 Nr. 3 BGB ein-
schlagig.

Der Regelungsgehalt  dieser
Norm sei umstritten. Nach einer
Ansicht sei der Vermieter ge-
zwungen, eine Zahlungsklage
wegen der Erhéhungsbetrage zu
erheben und konne erst zwei
Monate nach rechtskréftigem
Abschluss des Rechtsstreits kiin-
digen (u.a. Schmidt-
Futterer/Blank, Mietrecht,
a.a.0., LG Berlin GE 1989, 675,
LG Minchen I, WuM 1979, 16).

Nach anderer Ansicht (u.a. Ster-
nel, WuM 2009, 699) sei die
Vorschrift nur einschlagig, wenn
der Kundigung eine Zahlungs-
klage vorausgegangen sei. Kiin-
digungen ohne vorherige Zah-
lungsklage seien daher zuldssig.
Der BGH schloss sich der letzt-
genannten Mindermeinung an.
Die Sperrfrist diene nur dazu,
dem Mieter nach rechtskréftigem

Abschluss des Rechtsstreits vor
voreiligen  Kiindigungen  des
Vermieters zu schitzen. Die
Interessen des Mieters machten
es nicht erforderlich, das Gesetz
so zu verstehen, dass der Ver-
mieter vor einer gerichtlichen
Klarung nicht kiindigen konne.

Der Senat habe zudem mit Urteil
vom 15.5.2012 (VIII ZR 246/11)
- ZIV 2012, 28 entschieden, dass
eine Erhohung der Vorauszah-
lungen nach § 560 Abs. 4 BGB
nur insoweit begriindet sei, als
sie auf einer auch inhaltlich kor-
rekten Abrechnung beruhe. Der
Mieter kénne durch Einsicht in
die Abrechnungsunterlagen
nachprifen, ob die Anpassung
gemal § 560 Abs. 4 BGB ge-
rechtfertigt sei oder nicht und
welches Prozessrisiko er einge-
he, wenn er nicht bezahle. Sollte
ihm der Vermieter die Einsicht
verwehren, habe der Mieter ein
Zurlckbehaltungsrecht, dessen
Ausiibung eine auf Zahlungsver-
zug gestitzte Kindigung aus-
schliele.

,»Allgemein tblicher Zustand* ist objektiv zu beurteilen

Mit Urteil vom 10.10.12 (VI
ZR 25/12) setzte der BGH seine
mit Urteil vom 20.6.12 (VIII ZR
110/11) - ZIV 2012, 42 begrin-
dete Rechtsprechung zur Wohn-
raummodernisierung fort. Im
zuletzt genannten Urteil ent-
schied er, dass bei der Beurtei-
lung, ob eine Modernisierung
vorliege, nicht (nur) von dem
Zustand ausgegangen werden
durfe, der vom Vermieter ge-
schaffen wurde, sondern auch
vorherige Modernisierungen zu
berucksichtigen seien, die der
Mieter berechtigterweise ge-

schaffen habe. Im neuerlichen
Urteil hatte der BGH zu ent-
scheiden, ob die in § 554 BGB
vorgesehene  Hartefallprifung
gleichartig zu beurteilen sei.
Nach der gesetzlichen Regelung
entfalle diese, wenn der Vermie-
ter nur einen allgemein ublichen
Zustand schaffe.

Der VIII. Zivilsenat stellte im
aktuellen Urteil fest, dass auch
bei der Prufung der Schaffung
eines allgemein (blichen Zu-
standes im Sinne von § 554 Abs.
1 Satz 4 BGB die Modernisie-

rungsmaBnahmen des Mieters
einzubeziehen seien, die er zu-
lassigerweise durchgefiihrt habe.

Im zugrunde liegenden Fall hatte
der Mieter einen Gamatofen und
einen weiteren Einzelofen durch
eine Gasetagenheizung ausge-
tauscht. Der BGH verwies den
Rechtsstreit zurtick an die Beru-
fungsinstanz, um die weiteren
tatsachlichen Feststellungen
nachzuholen, die fir eine ab-
schlieBende Entscheidung not-
wendig sind.
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Ergänzend zu § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt:
1. Im Falle des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a ist der rückständige Teil der Miete nur dann als nicht
unerheblich anzusehen, wenn er die Miete für einen Monat übersteigt. Dies gilt nicht, wenn der Wohnraum
nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist.
2. Die Kündigung wird auch dann unwirksam, wenn der Vermieter spätestens bis zum Ablauf von zwei
Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich der fälligen Miete und der
fälligen Entschädigung nach § 546a Abs. 1 befriedigt wird oder sich eine öffentliche Stelle zur Befriedigung
verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Kündigung vor nicht länger als zwei Jahren bereits eine nach Satz 1
unwirksam gewordene Kündigung vorausgegangen ist.
3. Ist der Mieter rechtskräftig zur Zahlung einer erhöhten Miete nach den §§ 558 bis 560 verurteilt worden,
so kann der Vermieter das Mietverhältnis wegen Zahlungsverzugs des Mieters nicht vor Ablauf von zwei
Monaten nach rechtskräftiger Verurteilung kündigen, wenn nicht die Voraussetzungen der außerordentlichen
fristlosen Kündigung schon wegen der bisher geschuldeten Miete erfüllt sind.



Schultze
Kommentar zu Text
(4) Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart worden, so kann jede Vertragspartei nach einer Abrechnung
durch Erklärung in Textform eine Anpassung auf eine angemessene Höhe vornehmen.


Schultze
Kommentar zu Text
Die zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen,
wenn die Mietsache lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.



Gewerbemietrecht

Eintritt in den Kautionszahlungsanspruch

Der BGH hatte im Urteil vom
25.7.2012 zu klaren, ob und
inwieweit der Kautionszah-
lungsanspruch des Vermieters
auf den Kaufer der Immobilie
tibergeht. Ein Anwalt mietete
1996 Kanzleirdumlichkeiten in
Berlin an. Vereinbarungsgeman
stellte der Anwalt 16.000 DM
Mietsicherheit durch eine Ver-
pfandung von Bundesschatzbrie-
fen. Ihm war vertraglich nachge-
lassen, die Sicherheit durch eine
andere zu tauschen.

Der Mieter begehrte schlief3lich
Pfandfreigabe, weil die Bundes-
schatzbriefe im Januar 2007
fallig wurden. Die Vermieterin
stimmte dem zu und forderte den
Mieter auf, eine neue Sicherheit
zu bestellen. Dies unterblieb.
Zwischenzeitlich verkaufte die
Vermieterin die Immobilie wei-
ter. Die Erwerber wurden 2008
im Grundbuch als Eigentimer
eingetragen. Sie forderten den
Mieter auf, seiner Verpflichtung
zur Stellung einer Mietsicherheit
nachzukommen.

Als der Mieter der Forderung
nicht nachkam, verklagten die
neuen Eigentimer den Mieter
auf Zahlung. Das Landgericht
Berlin wies die Klage mit der
Begrindung ab, dass der Miet-
vertrag die Verpflichtung zur
Leistung einer Barkaution nicht
begriinde. Das KG Berlin hob
das Urteil auf und gab der Klage
statt. Die Revision des Mieters
zum BGH hatte keinen Erfolg.

Der fur Gewerberaummietsa-
chen zusténdige XII. Zivilsenat

flhrte in seinem Urteil aus, dass
der Erwerber eines gewerblich
vermieteten Hausgrundstiicks in
die Rechte und Pflichten des
Mietvertrages nach 8§ 566 BGB
eintrete. Mit dem Eigentums-
libergang entstinde ein neues
Mietverhéltnis mit dem gleichen
Inhalt, wie es zuvor mit dem
VerduBRerer  bestanden  habe
(standige Rechtsprechung des
Senates, Urteil vom 3.5.2000,
XIl ZR 42/98). Der Erwerber
trete daher nicht in Rechte und
Pflichten ein, die lediglich aus
Anlass des Mietvertrages getrof-
fen wurden oder in wirtschaftli-
chen Zusammenhang mit dem
Mietvertrag stiinden (vgl. BGH-
Urteil vom 11.7.12, VIII ZR
36/12 — ZIV 2012, 38 und BGH
Urteil vom 2.2.2006, IX ZR
67/02). Die hierfur erforderliche
Beurteilung sei nach dem mate-
riellen Gehalt der jeweiligen
Vertragsbestimmung vorzuneh-
men. Danach sei die Leistung
der vereinbarten, aber noch nicht
erbrachten Kaution als eine
mietrechtliche Verpflichtung zu
qualifizieren. Die Verpflichtung
sei untrennbar mit dem Mietver-
haltnis verbunden, so dass der
Erwerber in den vor Eigentums-
libergang entstandenen und fallig
gewordenen Anspruch auf Leis-
tung der Kaution eintrete.

Die Falligkeit vor Eigentumsum-
schreibung stunde der Forderung
nicht entgegen. Grundsétzlich
trete hinsichtlich der Eigentums-
umschreibung eine Zasur ein.
Die vorher fallig gewordenen
Anspriiche  verblieben  beim
vormaligen Vermieter, wahrend

die nachfolgend féllig werden-
den Anspriche dem Grund-
stlickserwerber zusttinden (Urteil
vom 29.9.2004, XII ZR 148/02).
Eine solche Z&sur trete bei der
Verpflichtung zur Leistung der
Kaution indessen nicht ein.
Zweck dieses Anspruchs sei
namlich die Sicherung des Ver-
mieters wahrend der gesamten
Dauer des Mietvertrages.

Umstritten sei, wann und in wel-
cher Hohe der Anspruch auf
Leistung der Kaution auf den
Erwerber (bergehe. Nach einer
Ansicht stiinde der Anspruch
dem VerauRerer auch noch Ei-
gentumsibergang trotz § 566
BGB solange zu, bis seine samt-
lichen noch mdglichen Forde-
rungen aus dem Mietvertrag
befriedigt seien. Erst danach
trete der Erwerber in den dann
noch bestehenden Anspruch ein
(ua. OLG Frankfurt, ZMR
2011,870). Nach anderer Ansicht
gehe der Anspruch auf Sicher-
heitsleistung mit dem Eigen-
tumsibergang auf den Erwerber
Uber. Dem VerduBerer stiinde
kein eigener Anspruch auf Leis-
tung der Sicherheit mehr zu.
Diese Rechtsfrage lieR der BGH
offen, da die vormaligen Ver-
mieter unstreitig keine Anspri-
che mehr aus dem Mietverhalt-
nis héatten. Der Anspruch auf
Kautionsleistung sei daher unge-
schmélert auf die Erwerber und
neuen Vermieter (bergegangen.
Das Urteil des Berufungsge-
richts, wonach der Mieter zur
Zahlung verurteilt wurde, hielt
daher den Angriffen der Revisi-
on stand (X1 ZR 22/11).
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(1) Wird der vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter an einen Dritten
veräußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich während der Dauer seines Eigentums aus dem
Mietverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.



Unterschiedliche Wertigkeit von Mietflachen bei Mietminderung

Der Klager vermietete 2003 ein
Ladenlokal in Berlin, in dem ein
Imbiss betrieben werden sollte.
Der Mietvertrag wies eine La-
denflache von 87 m2 und ein
darunter liegenden Keller / La-
ger (2 Raume circa 110 m?) aus.
Der Vertrag sah ferner vor, dass
insgesamt eine Flache von 197
m2 vermietet worden sei.

Der Mieter maBR die Flachen
nach und stellte dabei fest, dass
die Lager- / Kellerflaichen nur
rund 54 m2 und die Ladenflache
nur rund 86 m2 (in Summe: 140
m?) aufwiesen. Der Mieter for-
derte Mietzinsen zuriick und
minderte die Miete fortan ent-
sprechend. Die Zahlungsver-
pflichtungen wurden streitig und
endeten vor Gericht. Das KG
Berlin vertrat die Auffassung,
dass die Minderung im Wesent-
lichen begriindet sei, weil die
Parteien eine Gesamtflache flr
den Mietzins vereinbart hatten.
Eine Differenzierung zwischen
Laden und Lager-/Kellerflachen
hinsichtlich des Minderungswer-
tes sei nicht angezeigt.

Der XIl. Zivilsenat sah dies im
Urteil vom 18.7.2012 anders. Er
fuhrte in seinem Urteil aus, dass
das KG Berlin noch zutreffend
davon ausgegangen sei, dass die
Lager-/Kellerflachen Mietge-
genstand geworden seien. Auch
nicht zu beanstanden sei, dass
das Berufungsgericht in der Fl&-
chenabweichung einen Mangel
erkenne, der zur Mietminderung
berechtige. Nach der stédndigen
Rechtsprechung des BGH stelle
eine Flachenabweichung von
mehr als 10% einen Mietmangel
dar (Urteil vom 24.3.2004, VIII
ZR  295/03, Urteil vom
10.3.2010, VIII ZR 144/09 -
ZIV 2010, 16, Urteil wvom
10.11.2010, VIII ZR 306/09 -
ZIV 2010, 78). Dieser Recht-

sprechung des Wohnraumsena-
tes habe sich der XII. Zivilsenat
mit Urteil vom 4.5.2005 (XII ZR
254/01) angeschlossen.

Da im Mietvertrag die vermiete-
te Flache mit 197 m2 angegeben
sei, hatte es einer weiteren aus-
dricklichen Vereinbarung be-
durft, um die Kellerflachen von
den vertraglichen Regelungen
auszunehmen, was moglich ge-
wesen waére. Fur die Moglichkeit
dieser Gestaltung bezieht sich
der Senat ausdriicklich auf ein
Urteil des Wohnraummietsena-
tes (Urteil vom 10.11.2010, VI1II
ZR 306/09 - ZIV 2010, 78).
Eine ausdriickliche Ausnahme
fur die Kellerflachen sei indes-
sen nicht vereinbart worden, wie
die Karlsruher Richter weiter
ausfihrten.

Ferner wurde festgestellt, dass es
fur die Minderungshdhe nicht
darauf ankomme, in welcher
Weise der Mieter die betreffende
Flache im konkreten Fall hatte
nutzen wollen und in welchem
Umfang er konkret hierdurch
beeintrachtigt sei. Welche Her-
absetzung der Miete angemessen
sei, richte sich nach der Schwere
des Mangels und der dadurch
bewirkten Beeintrachtigung der
Gebrauchstauglichkeit der ver-
mieteten Sache. Allein das Fla-
chenverhéltnis von vereinbarter
Flache und tatséchlicher Flache
bilde das MalR der Beeintrachti-
gung nicht korrekt ab.

Zwar ziehe der Wohnraummiet-
rechtssenat in stadndiger Recht-
sprechung die prozentuale FIl&-
chenunterschreitung als Malistab
der Minderung heran. Diese
Berechnungsmethode sei in aller
Regel auch die einzig Mdgliche.
Sie verlange keine Differenzie-
rung nach der Wertigkeit der
Raume, was auch den Vorschrif-

ten der Ermittlung der Wohnfla-
che entspreche. Die Gleichwer-
tigkeit der Flachen ergébe sich
bei Wohnraum schon aus der
unterschiedslosen Einbeziehung
der R&ume in die Wohnflachen-
berechnung. Die Beurteilung
dieses Falles fur Gewerbemiet-
flachen unterscheide sich schon
aufgrund der Kellerflachen er-
heblich von der Beurteilung von
Wohnungsflachen. Eine Miet-
zinsminderung waére bei der
Wohnraummiete schon deswe-
gen grundsatzlich nicht mdglich,
weil Kellerrdume nach den ein-
schldgigen Berechnungsvor-
schriften nicht zur Wohnflache
zahlten.

Eine Gleichsetzung der Keller-
flache mit der Flache des Laden-
lokals und den Nebenrdumen
ware allenfalls gerechtfertigt,
wenn die Kellerrdume hinsicht-
lich ihrer Nutzung mit dem
hauptséchlich vertraglichen Nut-
zungszweck gleichwertig waren
(Urteil vom 16.9.2009, VIII ZR
275/08 — ZIV 2009, 62). Die
vom Berufungsgericht unter-
schiedslos angewandte Minde-
rungsquote vernachldssige dage-
gen den niedrigeren Ge-
brauchswert der Kellerrdume
und wirde daher letztlich zu
einer nicht gerechtfertigten, er-
heblichen  Verschiebung des
Aquivalenzverhaltnisses von
Leistung und Gegenleistung
zulasten des Vermieters fuhren.

Der Zivilsenat verwies den
Rechtsstreit  zurlick an das
Kammergericht  Berlin,  weil
dieses noch tatrichterliche Fest-
stellungen hinsichtlich der Be-
messung der Minderungsbetrége
in Ansehung des Gebrauchswer-
tes vorzunehmen habe (XII ZR
97/09).
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SCHULTZE "5

Haftung von Gemeinschaft und Verwalter flr verzdgerte Beschlussumsetzung

inhaltlich

Eine
Entscheidung traf der BGH zur
Haftung wegen verzdgerter Be-

komplizierte

schlussumsetzung mit  Urteil
vom 13.7.2012 (V_ZR 94/11).
Im Jahre 2006 drang in einer
Wohnung einer Kolner Woh-
nungseigentimergemeinschaft
Regenwasser durch die Decke
ein. Auch bei diesem Schadens-
fall war wie hdufig zu konstatie-
ren, dass die Ursachen und Fol-
gen weitaus weitreichender sind,
als das Schadensereignis zu-
nachst vermuten l&sst. Die be-
troffenen Wohnungseigenttimer
holten zunéchst ein Privatgut-
achten ein. Der Gutachter kons-
tatierte einen Befall des Decken-
gebalks und des Mauerwerks mit
Hausschwamm.

Aufgrund der mit den Schadens-
fall eingetretenen Nutzungsein-
schrankung stand die Wohnung
ab Ende 2007 leer. Parallel dazu
gerieten die Ursachen in Streit,
so dass beschlossen wurde, ein
selbstdndiges  Beweisverfahren
einzuleiten. Die beiden tatigen
Gerichtssachverstandigen kamen
im Wesentlichen zu den gleichen
Erkenntnissen wie der Privatgut-
achter. Sie stellten in ihren Gut-
achten, die im Mai 2008 zugin-
gen, einen Sanierungsaufwand in
Hohe von 31.000 € fest.

Im Oktober 2008 beschlossen
die Gemeinschafter eine weitere
Beobachtung des Schwammbe-
falls durch einen der Gerichts-
sachverstédndigen. Dieser lehnte

den Auftrag ab. Im April 2009
wurde eine Teilsanierung be-
schlossen. Der hiermit beauf-
tragte Handwerker lehnte den
Auftrag ebenfalls ab, da nur eine
Vollsanierung erfolgverspre-
chend sei. Nachdem die Stadt
Kéln  mit Bescheid vom
10.10.2009 eine Ordnungsverfi-
gung zur Schwammsanierung
zustellte, beschloss die Gemein-
schaft im November 2009 dar-
aufhin die Vollsanierung des
Gemeinschaftseigentums.

Die Wohnungseigentumer, deren
Wohnung vom Wasserschaden
betroffen war, klagten gegen
den teilrechtsfahigen Verband
auf Ersatz der Kosten fiir die
Anmietung einer anderen Woh-
nung nebst zugehériger Um-
zugskosten und begehrten zudem
die Feststellung, dass sich die
Gemeinschaft seit 1.11.2007 mit
der Mangelbeseitigung in Ver-
zug befinde.

Das Amtsgericht wies die Klage
vollstandig ab. Auf die Berufung
hin stellte das Landgericht fest,
dass die Gemeinschaft seit
1.7.2010 mit der Instandsetzung
in Verzug sei. Die auf Kostener-
stattung lautenden Antrédge der
Kléger hatten indessen auch hier
keinen Erfolg. Der BGH wieder-
um bestétigte die rechtliche Be-
urteilung, allerdings mit Abwei-
chungen im Ergebnis. Im Urteil
vom 13.7.2012 prifte der V.
Zivilsenat mehrere Anspruchs-
grundlagen: Schadensersatz
wegen pflichtwidrig unterlasse-
ner Beschlussfassung (1), Er-
satzanspriiche nach 8 14 Nr. 4
WEG (2) und Schadensersatz
aufgrund Verzuges (3).

(1) Der BGH stellt in seinem
Urteil fest, dass der teilrechtsfa-

hige Verband nicht hafte. Es sei
schon umstritten, ob der Ver-
band Uberhaupt hafte, wenn die
Gemeinschafter einen erforderli-
chen Beschluss pflichtwidrig
nicht fassten. Diese Frage sei
vorliegend indessen nicht ent-
scheidungserheblich. Denn bis
zum Vorliegen des Gutachtens
im Mai 2008 und dessen inhalt-
liche Auswertung im Juni 2008
stand den Wohnungseigenti-
mern ein Gestaltungsspielraum
zu, in welchen Schritten sie eine
sachlich gebotene Instandset-
zung des Gemeinschaftseigen-
tums durchfuhrten (BGH Urteil
vom 8.7.2011 - V ZR 176/10 -
ZIV 2011, 49). Ein Anspruch auf
sofortige  Durchfilhrung einer
bestimmten Instandsetzungs-
malinahme bestiinde nur dann,
wenn allein dieses Vorgehen
ordnungsgemaler  Verwaltung
entsprache (BGH-Urteil vom
9.3.2012, V ZR 161/11 - ZIV
2012, 32). Hieran gemessen war
das Vorgehen der Wohnungsei-
gentlimer bis Mitte 2008 nicht
pflichtwidrig.

Die danach entstandenen Schéa-
den konnten, so der V. Zivilsenat
weiter, auf ein pflichtwidriges
Unterlassen der Instandsetzung
beruhen. Hierauf kdnnten sich
die Kléger indessen nicht mehr
berufen, nachdem der Beschluss,
den Hausschwamm  zundchst
weiter zu beobachten, bestands-
kraftig geworden sei. Die Be-
standskraft eines Beschlusses
schlieRe den Einwand aus, dass
er nicht ordnungsgemafer Ver-
waltung entsprochen habe. Da-
mit scheide gleichzeitig ein hier-
auf gestitzter Schadensersatzan-
spruch aus (BGH-Urteil vom
13.5.2011, V ZR 202/10, ZIV
2011, 35).

59


http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
4. das Betreten und die Benutzung der im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile zu
gestatten, soweit dies zur Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlich ist; der hierdurch entstehende Schaden ist zu ersetzen.



(2) Ein Anspruch auf Erstattung
nach § 14 Nr. 4 WEG sei vorlie-
gend mit der Klage nicht geltend
gemacht worden. Es wirden
Schadensersatzanspriiche  und
nicht  Aufopferungsanspriiche
aufgrund einer durchgefihrten
Instandsetzung gefordert.

(3) Der Senat erkannte aber ei-
nen Verzug des Verbandes, der
nach Bestandskraft des Vollsa-
nierungsbeschlusses am
21.12.2009 eingetreten sei. Die
Wohnungseigentiimergemein-

schaft sei dem einzelnen Woh-
nungseigentimer gegeniber
verpflichtet, den WEG-
Verwalter zur unverziglichen
Umsetzung der gefassten Be-
schlisse anzuhalten. Die Woh-
nungseigentimer  seien  dem
Verband gegentiber verpflichtet,
Beschliisse zu fassen, die ord-
nungsgemé&ler Verwaltung ent-
sprachen. Umgekehrt sei dann
der Verband den Wohnungsei-
gentimern gegentlber verpflich-
tet, ordnungsgemafe Beschlusse

dann auch umzusetzen. Hierfir
bediene sich der Verband des
WEG-Verwalters, fir dessen
Unterlassen dann wiederum der
Verband dem einzelnen Woh-
nungseigentimer gegeniiber
einzustehen habe. Die Pflicht zur
Umsetzung sei bereits verletzt,
wenn die Umsetzung des Be-
schlusses nach Eintritt der Be-
standskraft ausbleibe. Gleichzei-
tig sei ab Bestandskraft der Ein-
wand ausgeschlossen, dass der
Beschlussinhalt ~ nicht  den
Grundsatzen ordnungsgemaler
Verwaltung entspréche. Fir eine
Haftung nach den Regelungen
des Verzuges geniige diese
Pflichtverletzung indessen nicht
allein. Nach 88 280 Abs. 2, 286
Abs. 1 BGB misse daneben
noch eine Mahnung oder ein
Mahnungssurrogat (§ 286 Abs. 2
BGB) treten. Vorliegend sei der
Verband in Verzug geraten,
nachdem er die geschadigten
Wohnungseigentimer unter
Androhung einer einstweiligen
Verfugung dréngte, den Zutritt

zur Wohnung sicher zu stellen.
Dies stelle eine Selbstmahnung
nach § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB
dar.

Verzug tritt jedoch nicht ein,
solange der Schuldner die Ver-
zbgerung nicht zu vertreten hat,
§ 286 Abs. 4 BGB. Der Immobi-
lienrechtsenat fihrte hierzu aus,
dass dem Verband grundsétzlich
auch nach Eintritt der Bestands-
kraft ein angemessener
Vorbereitungszeitraum zur
Umsetzung eines Beschlusses
verbleibe. Ausnahmsweise ben6-
tigte nach Auffassung des
Gerichts die Gemeinschaft in
diesem Fall keinen Vorbe-
reitungszeitraum, weil bereits
1% Jahre der Schaden bekannt
und  begutachtet sei, ein
Handwerker, der den Schaden
beheben konnte bekannt war und
eine  Ordnungsverfugung der
Stadt Koln sie zum Handeln
verpflichtete

BloRes Bucheigentum nach Fehlen der Zustimmung geméf § 12 WEG

Einen rechtsgeschichtlichen
Exkurs machte ein Berliner Ei-
gentimer ungeahnt mit der Ent-
scheidung des BGH vom
20.7.2012.

Rickblende: Nach § 12 WEG
bedarf es - soweit die Gemein-
schaftsordnung einen Zustim-
mungsvorbehalt vorsieht — fir
den Erwerb einer Eigentums-
wohnung der Zustimmung ande-
rer \Wohnungseigentlimer oder
Dritter (z.B. WEG-Verwalter).
Ohne Zustimmung sind sowohl
der Kaufvertrag als auch die
Auflassung unwirksam, § 12
Abs. 3 WEG. Mit Beschluss
vom 21.2.1991 &uRerte sich der
BGH zur bis dahin herrschenden
Auffassung, wonach der Bautra-
ger fur seine Verkaufe keiner

Zustimmung bedurfe. Der V.
Zivilsenat entschied damals,
dass auch der teilende Eigentl-
mer der Verwalterzustimmung
bedirfe, wenn dies die Gemein-
schaftsordnung bestimme und
die Wohnungseigentiimerge-
meinschaft durch Eintragung des
ersten Eigentimers entstanden
sei. Die Folge war, dass unge-
zahlte Eigentiimer im Grund-
buch eingetragen waren, ohne
Eigentlimer zu sein. Auch die
Auflassungsvormerkung sicherte
diese Kéaufer nicht, weil die Auf-
lassungsvormerkung einen wirk-
samen Kaufvertrag voraussetzt.
Der Gesetzgeber fiihlte sich
daher in der Pflicht, schnell zu
korrigieren, da er einem Heer
von ungesicherten Bucheigen-
timern gegenuber stand. In der

Gesetzesbegrindung fuhrte der
Gesetzgeber aus, dass das Hei-
lungsgesetz zwar echte Riick-
wirkung entfalte, dies aber ganz
ausnahmsweise verfassungs-
rechtlich zuldssig sei. Er schreibt
(BT-DrS 12/361): ,Selbst bei
einer echten Rickwirkung des
Art. 1 liegt eine besondere
Rechtfertigung vor. Die Uberlei-
tungsvorschrift dient der Behe-
bung der durch die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes
aufgetretenen  Rechtsunsicher-
heit im Hinblick auf vor Inkraft-
treten dieses Gesetztes (Anmer-
kung: § 61 WEG: 15.1.1994)
abgeschlossene und bereits im
Grundbuch eingetragene Verau-
Berungsgeschéfte (...). Die hei-
lende Wirkung fir die in der
Vergangenheit vorgenommenen
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(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands unterbleibt, den er nicht
zu vertreten hat.


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläubiger nur unter der zusätzlichen
Voraussetzung des § 286 verlangen.


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für die Leistung in der Weise
bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der sofortige Eintritt des Verzugs
gerechtfertigt ist.


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Als Inhalt des Sondereigentums kann vereinbart werden, daß ein Wohnungseigentümer
zur Veräußerung seines Wohnungseigentums der Zustimmung anderer Wohnungseigentümer oder
eines Dritten bedarf.


Schultze
Kommentar zu Text
(3) Ist eine Vereinbarung gemäß Absatz 1 getroffen, so ist eine Veräußerung des
Wohnungseigentums und ein Vertrag, durch den sich der Wohnungseigentümer zu einer
solchen Veräußerung verpflichtet, unwirksam, solange nicht die erforderliche Zustimmung
erteilt ist. Einer rechtsgeschäftlichen Veräußerung steht eine Veräußerung im Wege der
Zwangsvollstreckung oder durch den Insolvenzverwalter gleich.


Schultze
Kommentar zu Text
Fehlt eine nach § 12 erforderliche Zustimmung, so sind die Veräußerung und das
zugrundeliegende Verpflichtungsgeschäft unbeschadet der sonstigen Voraussetzungen
wirksam, wenn die Eintragung der Veräußerung oder einer Auflassungsvormerkung in
das Grundbuch vor dem 15. Januar 1994 erfolgt ist und es sich um die erstmalige
Veräußerung dieses Wohnungseigentums nach seiner Begründung handelt, es sei denn, daß
eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung entgegensteht.



VerauRerungsfalle muss auch
dann eingreifen, wenn die Ein-
tragung des Eigentumswechsels
in das Grundbuch nicht erfolgt
ist, der Erwerber jedoch bereits
aufgrund seines vermeintlichen
durch die Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofes aber un-
wirksamen schuldrechtlichen
Ubereignungsanspruchs  durch
eine Auflassungsvormerkung
scheinbar gesichert ist. In sol-
chen Fallen ist sehr haufig damit
zu rechnen, dass der Kaufer
Leistungen auf den Kaufpreis
erbracht hat (...). Es wéare uner-
traglich, die Beteiligten nach der
tiberraschenden  Entscheidung
des Bundesgerichtshofes dar-
Uber aufzuklaren, dass entgegen
ihrer beiderseitigen Annahme
eine  wirksame Vertragsbezie-
hung fehlt, so dass letztlich ihre
Anspriche nicht nach dem Sys-
tem vertraglicher Erfullungs-
und Gewahrleistungsanspriche,
sondern nach den Regelungen
des Bereicherungsrechts zu ent-
scheiden waren.“

Im nunmehr zu entscheidenden
Fall hatte der spéatere Klager
1986 in Berlin eine Eigentums-
wohnung gekauft. Die Gemein-
schaftsordnung sah vor, dass der
Verkauf von Wohneigentum der
schriftlichen Einwilligung des
WEG-Verwalters bedirfe. Fer-
ner war geregelt, dass als erste
Verwalter Herr Bo. und Frau Bi.
gemeinschaftlich bestellt wir-
den. 1987 wurde der Kaufer im
Grundbuch als Eigentiimer ein-
getragen.

Funf Jahre spéter, 1992 wurde
ein  Amtswiderspruch in das
Grundbuch eingetragen, weil die
Verwalterzustimmung fir das
Erwerbsgeschéft nicht nachge-
wiesen sei. Die hiergegen ge-
richteten Rechtsmittel des ,.Ei-
gentimers* blieben erfolglos. Er
stellte daher auf einer Woh-
nungseigentimerversammiung

den Antrag, den Verkauf zu

genehmigen. Der  Beschluss
wurde abgelehnt. Im Anschluss
hieran ruhte der Vorgang viele
Jahre. Im Jahre 2001 beantragten
die Verkaufer der Wohnung die
Wiedereintragung in das Grund-
buch als Eigentimer. Der ,.Ei-
gentlimer* wehrte sich hiergegen
und flahrte gegeniiber dem
Grundbuchamt aus, dass die
Gemeinschafter die Eigentums-
umschreibung nach nunmehr 14
Jahren konkludent genehmigt
hatten. Das Grundbuch trug da-
her die Verkaufer nicht als Ei-
gentlmer ein, sondern ldschte
vielmehr — allerdings erst 2005

nach der Abarbeitung von
Rechtsmitteln - den Amtswi-
derspruch.

Wiederum 3 Jahre spéter focht
der ,,Eigentiimer” verschiedene
Beschliisse einer WEG-
Versammlung vom 22.2.2008,
u.a. mit der Begrindung an, er
sei wie in den Jahren zuvor auch
rechtswidrig nicht zur Versamm-
lung geladen worden.

Das Amtsgericht entschied, dass
alle Beschliisse nichtig seien.
Das Landgericht hob die Ent-
scheidung auf und fiihrte aus,
dass die Beschliisse zwar nicht
nichtig, jedenfalls aber rechts-
widrig seien. Der Wohnungsei-
gentimer sei nicht mit Absicht
von der Mitwirkung ausge-
schlossen, sondern nur, weil die
irrige Annahme bestand, er sei
nicht Wohnungseigentimer und
somit auch nicht zu laden. Der
BGH hob die Entscheidung des
Landgerichts auf die Revision
hin auf.

Der V. Zivilsenat fuhrte in sei-
nem Urteil aus, dass die Anfech-
tungsklage nach § 46 WEG nur
von einem Wohnungseigentimer
erhoben werden kdnne. Der KI&-
ger sei indessen nur Bucheigen-
timer geworden. Er stehe als
Eigentlimer im Grundbuch, ohne
die Rechtsposition erworben zu

haben. Thm stlinden daher keine
Mitwirkungsrechte zu, so dass er
richtigerweise auch nicht zur
Eigentlimerversammlung zu
laden sei.

Er sei kein Eigentlimer gewor-
den, weil es an der erforderli-
chen Verwalterzustimmung nach
8 12 WEG i.V.m. der Gemein-
schaftsordnung fehle. Als Ver-
walter bestellt worden seien die
Wohnungseigentiimer Bo. und
Bi.. Nur letzterer habe dem Ver-
kauf zugestimmt. Dieser habe
hingegen keine  Zustimmung
erteilen konnen. Nach der ein-
schlagigen Rechtsprechung des
BGH (BGHZ 107, 268) konne
eine Personenmehrheit, insbe-
sondere eine GbR, nicht zum
Verwalter bestellt werden (An-
merkung: die BGH-
Entscheidung vom 26.1.2006, V
ZB 132/05 - ZIV 2006, 19 stell-
te nur fest, dass sich auch in
Ansehung der vom BGH zuvor
festgestellten Teilrechtsfahigkeit
der GbR an der Rechtslage
nichts geéndert hat). Anderslau-
tende Beschlisse oder auch Ver-
einbarungen in Gemeinschafts-
ordnungen seien nichtig. Der
Klager konne daher keine Ver-
walterzustimmung nach § 12
WEG vorweisen.

Die VerduRerung sei auch nicht
durch eine konkludente Zustim-
mung der Gbrigen Wohnungsei-
gentlimer wirksam geworden.
Richtig sei, dass die Wohnungs-
eigentimer durch Beschluss die
Zustimmung des Verwalters
ersetzen koénnten (BGH- Urteil
vom 13.5.2011, V ZR 166/10 -
ZIV 2011, 48). Bis 1992 fehlte
den (brigen Wohnungseigenti-
mern das hierfir erforderliche
Erklarungsbewusstsein, weil
ihnen gar nicht bekannt war,
dass es an einer Zustimmung
fehlte. Mit Beschluss vom
12.9.1992 hatten sie hingegen
ausdrucklich ihre Zustimmung
verweigert. Mit der Ver-
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weigerung sei das Rechtsge-
schaft (Kauf/Ubereignung) end-
gultig unwirksam geworden.
Unbeachtlich sei dabei, ob der
fur die Versagung der Zustim-
mung erforderliche wichtige
Grund (8§ 12 Abs. 2 WEG) vor-
gelegen habe oder nicht. Es sei
umstritten, ob das Fehlen eines
wichtigen Grundes zur Nichtig-
keit oder nur zur Rechtswidrig-
keit des versagenden Beschlus-

ses fuhre. Der BGH schlieRe
sich der Ansicht an, dass dessen
Fehlen nur die Rechtswidrigkeit
des Beschlusses zur Folge habe,
so dass nur die Anfechtung des
Beschlusses zu dessen Unwirk-
samkeit fuhre.

Die Heilungsvorschrift des § 62
WEG sei vorliegend nicht ein-
schlagig. Sie greife nur ein,
wenn vor Inkrafttreten des Ge-

setzes im Jahre 1994 ein Ver-
kaufsfall schwebend unwirksam
gewesen sei. Durch die be-
standskraftige Versagung der
Genehmigung mit  Beschluss
vom 12.9.1992 sei dagegen die
Versagung der  Zustimmung
erklart worden, so dass das Ge-
schaft endgultig unwirksam ge-
wesen sei, als das Gesetz in
Kraft trat (V__ZR 241/11).

Stimmwiderruf nur bis zum Zugang beim Versammlungsleiter

Die Wohnungseigentiimer
stimmten mittels Stimmzettel
Uiber einen Beschlussantrag ab.
Zwei Eigentiimer forderten wah-
rend der Auszdhlung ihre
Stimmzettel zuriick, um ihr Vo-
tum von ,Nein“ auf ,Enthal-
tung“ bzw. ,,Ja“ zu éndern. Strei-
tig wurde nun, ob dies zu diesem
Zeitpunkt noch zul&ssig sei. Der
Verwalter hatte die Anderung
berlicksichtigt und den Be-
schlussantrag als angenommen
verkindet. Der Beschluss wurde
angefochten.

Der Bundesgerichtshof hatte nun
die Rechtsfrage zu entscheiden,
bis wann eine Abstimmungser-
Klarung widerrufen werden kon-
ne. Die Rechtsfrage ist in Lehre
und Rechtsprechung umstritten.
Der V. Zivilsenat schloss sich
der herrschenden Meinung an,
wonach die Stimmabgabe nicht
mehr widerrufen werden kann,
wenn sie dem Versammlungslei-
ter zugegangen ist. Er begriinde-
te dies mit Praktikabilitatserwa-
gungen, wonach die Feststellung
des  Abstimmungsergebnisses

vor allem bei groBen Gemein-
schaften erheblich  erschwert
wirde, wenn der Versamm-
lungsleiter im Rahmen der
Stimmauszahlung immer wieder
verschiedene Anderungen der
Stimmabgabe  berlcksichtigen
musse. Es bedirfe daher einen
maoglichst frihen Zeitpunkt, ab
dem der Versammlungsleiter
damit beginnen koénne, das Ab-
stimmungsergebnis verbindlich
festzustellen, Urteil vom
13.7.2012 (V ZR 254/11).

Doppelte Beschlussfassung fir Gewahrleistungsklage

Die formalen Anforderungen
einer Gewdhrleistungsklage der
Wohnungseigentimergemein-

schaft hat das OLG Miinchen
mit Urteil vom 3.7.2012 (13 U
2506/12) angehoben. Wollte die
Wohnungseigentiimergemein-

schaft die den Erwerbern zuste-
henden Mangelrechte einklagen,
SO musse sie zundchst die Er-
werberrechte durch Beschluss
gemaR § 10 Abs. 6 Satz 3 WEG
an sich ziehen (vgl. BGH-Urteil

vom 12.4.07, VII ZR 236/05-
ZIV 2007, 18) und sodann -
soweit sie den Verwalter mit
deren gerichtlichen Durchset-
zung betrauen wolle — diesen mit
einem weiteren Mehrheitsbe-
schluss ermachtigen.

Im zugrunde liegenden Fall griff
die Verjahrungseinrede des Bau-
tragers durch, weil die Woh-
nungseigentiimergemeinschaft

nicht darlegen konnte, dass sie

wirksam die Verfolgung der
Méngelrechte an sich gezogen
habe. Das Gericht stellte daher
fest, dass die Verjahrungseinrede
nur gegeniiber einem Nachzlg-
lerkdufer unverjéhrt sei. Das half
der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft indessen auch nicht
mehr, weil sie und nicht der
Nachziiglerkdaufer den Bautrdger
gerichtlich in Anspruch genom-
men hatte (ZWE 2012, 381).

Schicksal des VVorrechts nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG bei freihdndigem Verkauf

Eine fur die Praxis der Forde-
rungsdurchsetzung wichtige
Entscheidung traf das Landge-

richt Landau/Pfalz mit Urteil
vom 17.8.2012 (3 S 11/12). Ein
Wohnungseigentimer lieR er-

hebliche Hausgeldriickstande
auflaufen. Uber sein Vermdgen
wurde am 30.4.2010 das Insol-
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venzverfahren  eroffnet.  Der
Insolvenzverwalter verkaufte
bereits am 9.6.2010 die Woh-
nung weiter. Die Gemeinschaft
forderte den Erwerber im An-
schluss hieran erfolglos auf, die
Hausgeldriickstande, die der
Voreigentimer auflaufen lieR,
auszugleichen. Sie klagte daher
auf Duldung der Zwangsvoll-
streckung in das Wohneigentum.
Sie stitzten dabei ihre Klage auf
die dingliche Haftung des
Wohneigentums nach § 10 Abs.
1 Nr. 2 ZVG. Die Klage hatte
sowohl beim AG als auch beim
LG keinen Erfolg.

Baurecht

Das Landgericht fiihrte aus, das
es zutreffend sei, dass der Woh-
nungseigentimergemeinschaft in
Entsprechung des BGH-Urteil
vom 21.7.2011, IX ZR 120/10
(ZIV 2011, 59) ein Recht auf
abgesonderte Befriedigung zu-
stande. Dies gelte eingeschréankt
fir solche Forderungen, die die-
sem Vorrecht nach § 10 Abs. 1
Nr. 2 ZVG unterfielen. Vom
Erwerber kénne die WEG nach
der freihdndigen VerduBRerung
durch den Insolvenzverwalter
gleichwohl nicht Duldung der
Zwangsvollstreckung verlangen.
Das Recht auf abgesonderte
Befriedigung sei vielmehr durch
die VerdufRerung untergegangen.

In der Fachliteratur werde zwar
tberwiegend die gegenteilige
Ansicht vertreten. Das Vorrecht
nach dem ZVG sei indessen
nicht mit den vergleichsweise
benannten, anderen dinglichen
Lasten des Grundstiicks ver-
gleichbar. Nachteile entstiinden
der Gemeinschaft hierdurch
nicht, weil das Grundstlick durch
den Verkaufserlds surrogiert
werde. D.h. das Absonderungs-
recht setze sich am Verkaufser-
16s fort, der der Insolvenzmasse
zugeflossen sei. Wegen der
grundsatzlichen Bedeutung hat
die Kammer die Revision zum
BGH zugelassen (ZMR 2012,
813).

Relativitat der Schuldverhaltnisse auch bei der Vertragsstrafe

GrofRe Tragweite fir die Bau-
wirtschaft wird dem BGH-Urteil
vom 6.9.2012 (VII_ZR 72/10)
zukommen. Im Rahmen der
Errichtung  einer  Sportarena
wurde eine ARGE mit der Aus-
flhrung von Haustechnik beauf-
tragt. Diese beauftragte unter
Einbeziehung der VOB/B (2002)
wiederum die spatere Klagerin,
ein Unternehmen fiir Fernmelde-
technik mit der Lieferung und
Montage einer Brand- und Ein-
bruchsmeldeanlage.

Die vertraglich vereinbarte Ge-
samtfertigstellung der Werkleis-
tungen des Unternehmens flr
Fernmeldetechnik war fur den
12.8.2005 vorgesehen. Tatsach-

lich waren die Leistungen indes-
sen erst gut 2 Monate spater
fertig. Das Unternehmen rechne-
te rund 201.000 € restlichen
Werklohn ab und forderte Be-
zahlung. Die ARGE verweigerte
die Bezahlung des Werklohns
mit der Begrindung, dass der
Bauherr seinerseits wegen des
eingetretenen Bauverzuges eine
Vertragsstrafe und weitergehen-
den Schadensersatz geltend ma-
che, der die restlichen Werk-
lohnanspriiche des Unterneh-
mens Uberstiegen.

Das Unternehmen Kklagte zu-
néchst mit Erfolg den restlichen
Werklohn von rund 201.000 €
ein. Auf die Berufung der ARGE
hin wurde das Urteil aufgehoben
und die Klage abgewiesen. Mit
der Revision begehrte das Un-
ternehmen die Aufhebung des
Berufungsurteils und Wiederher-
stellung des landgerichtlichen
Urteils. Mit Erfolg, wie sich
zeigen sollte.

Der VII. Zivilsenat flhrte aus,
dass der ARGE maglicherweise
Schadensersatzanspriiche nach 8§
5 Nr. 4 VOB/B i.V.m. § 6 Nr. 6
VOBY/B, die insoweit im Wesent-
lichen der gesetzlichen Regelung
entspréchen, zustiinden. Hieraus
durfe indessen nicht gefolgert
werden, dass diese moglichen
Anspriiche ein  Zuruckbehal-
tungsrecht nach § 273 BGB hin-
sichtlich der restlichen Werk-
lohnvergltung begrundeten.

Es sei nicht gerechtfertigt, dass
die ARGE die eingetretenen
Schwierigkeiten bei der Forde-
rungsdurchsetzung  gegentliber
dem Bauherrn der Fertigstel-
lungsverzégerung zurechnet und
das Unternehmen der Fernmel-
detechnik hierfiir faktisch haften
lasse.

Richtig sei zwar, das die fristge-
rechte Erstellung des Werkes des
Nachunternehmers auch dem
Hauptunternehmer ermdglichen
soll, seine gegeniuiber dem Bau-
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herrn  bestehenden  Vertrags-
pflichten  ordnungsgemal zu
erfillen.  Andererseits  weise

selbst die ARGE die angeblichen
Anspriiche des Bauherrn zuriick.
In der Leistungskette bestehe
immer die Gefahr, dass Storun-

Mit den Rechtsfolgen einer
Mangelbeseitigung fir den Lauf
der Verjahrungsfrist beschaftigte
sich der BGH im Beschluss vom
23.8.2012 (V111 ZR 155/10). Ein
Rohbauunternehmen fiihrte im
Auftrag einer Projektgemein-
schaft 1999 Rohbauarbeiten aus.
Die Projektgemeinschaft flhrte
die letzte Zahlung am 3.12.1999
aus.

Im Rahmen der Mangelverfol-
gung gegen ein anderes Gewerk
fiel ein Mangel am Objekt auf,
der dem Rohbauunternehmen
zuzuordnen war. Das Unterneh-
men erklarte daraufhin, dass
seine Werkleistung vertragsge-
recht erbracht wurde und man-
gelfrei sei. Gleichwohl nahm das
Unternehmen aber Nachbesse-
rungsarbeiten an den sogenann-
ten Z-Sperren der Schlafzimmer-
fenster vor. Ende 2004 forderte
der Rohbauer die Gewahrleis-
tungsbirgschaften heraus. Der
Bauherr verweigerte die Heraus-
gabe mit der Begriindung, dass

Das Bundesministerium fir Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung
hat im Bundesanzeiger vom
13.07.2012 die neue VOB verof-
fentlicht. Die VOB ist keine
Verordnung oder Gesetz. Viel-
mehr handelt es sich um vorfor-
mulierte Allgemeine Vertrags-
bedingungen im Sinne von § 305
BGB, die vom Deutschen Ver-
gabe- und Vertragsausschuss fur

gen in einem Vertragsverhéltnis
auf das nachgeordnete Vertrags-
verhéltnis einwirkten. Die damit
verbundenen Belastungen und
Schwierigkeiten  der  Forde-
rungsdurchsetzung seien indes-
sen von den jeweiligen Ver-

die der Burgschaftsforderung
zugrunde liegenden Gewaéhrleis-
tungsanspriiche noch nicht ver-
jahrt seien. Durch die Nachbes-
serung habe der Unternehmer
die Forderung anerkannt, so dass
die Verjahrungsfrist neu zu lau-
fen begonnen habe, § 212 Abs. 1
Nr. 1 BGB.

Dieser Rechtsansicht trat der
BGH in seinem Beschluss ent-
gegen. Nach § 212 Abs. 1 Nr. 1
BGB beginne die Verjahrung
neu, wenn der Schuldner dem
Glaubiger gegeniiber den An-
spruch durch Abschlagszahlun-
gen, Zinszahlungen oder in an-
derer Weise anerkenne. Wenn
sich aus dem tatséchlichen Ver-
halten des Schuldners unzwei-
deutig ergebe, dass ihm das Be-
stehen der Schuld bewusst sei
und er sein diesbezlgliches Wis-
sen zumindest schlissig, aber
dennoch eindeutig erkennbar
zum Ausdruck bringe, dann liege
ein entsprechendes Anerkenntnis
vor (Urteil vom 24.5.2012, IX

VOB/B 2012

Bauleistungen (DVA) entwickelt
und Uberarbeitet werden. Die
diesjahrige Fassung lost die
VOB in der Fassung vom 2009
ab.

Vor allem die Regelungen zu
den Zahlungsfristen haben An-
derungen erfahren. Die Zah-
lungsfrist auf die Schlussrech-
nung wurde auf 30 Tage gekdirzt.

tragspartnern allein zu tragen. Es
sei nicht gerechtfertigt, diese
Belastungen auf den Nachauf-
tragnehmer abzuwalzen. Der
BGH erklérte daher die Zurlick-
behaltung fir rechtswidrig, und
gab der Zahlungsklage statt.

Mangelbeseitigung ohne Anerkenntnis

ZR 168/11, BGH NJW 1988,
1259, BGH-Urteil vom
13.1.2005, VII ZR 15/04). Ob in
der Vornahme von nicht nur
unwesentlichen Nachbesse-
rungsarbeiten ein Anerkenntnis
der Gewadhrleistungspflicht des
Unternehmers liege, sei unter
Wirdigung aller Umsténde des
Einzelfalles zu entscheiden.
MaRgebend sei dabei, ob der
Unternehmer aus der Sicht des
Bauherren nicht nur aus Kulanz
oder zur gitlichen Beilegung
eines Streits, sondern in dem
Bewusstsein gehandelt habe, zur
Nachbesserung verpflichtet zu
sein (BGH-Urteil vom
5.10.2005, VIII ZR 16/05, BGH
NJW 1999, 2961).

Vorliegend habe der Unterneh-
mer ausdricklich erklart, dass er
seiner Auffassung nicht zur
Vornahme der Reparaturen ver-
pflichtet sei, weil sein Werk
mangelfrei sei, so dass ein Aner-
kenntnis hierin nicht gesehen
werden konne.

In besonderen Aushahmefallen
kann auch ausdriicklich eine 60-
Tagesfrist (nicht: 2 Monate)
vereinbart ~ werden.  Danach
kommt der Schuldner in Verzug.
Die Pruffrist ist jeweils entspre-
chend lang. Ferner kommt es fiir
die Rechtzeitigkeit von Zahlun-
gen kunftig nicht mehr auf die
Uberweisung, sondern auf den
Zahlungseingang an.

64


http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Verjährung beginnt erneut, wenn
1. der Schuldner dem Gläubiger gegenüber den Anspruch durch Abschlagszahlung, Zinszahlung,
Sicherheitsleistung oder in anderer Weise anerkennt oder



Versicherungsrecht

Leistungsausschluss wegen Schwamm zul&ssig

Der fir das Versicherungsrecht
zustandige V. Zivilsenat be-
schaftigte sich in seinem Urteil
vom 27.6.2012 mit der Frage, ob
ein Leistungsausschluss wegen
»Schwamms*  zuldssig ist und
welche Arten von Schwamm
hiervon betroffen sind.

Der Hauseigentumer forderte
gerichtlich Ersatz der Kosten fir
eine Schwammsanierung von
seiner  Wohngebdudeversiche-
rung. Die Versicherung hatte
dem Versicherungsvertrag
Wohngebéaudeversicherungsbe-

dingungen (WBG F 1/03 - in-
soweit gleichlautend mit VBG
88) zugrunde gelegt, die auch
Leitungswasserschaden  abde-
cken. In § 8 Abs. 4 der Bedin-
gungen hieB es:

,,Der Versicherungsschutz gegen
Leitungswasser erstreckt sich
ohne Ricksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht auf Schaden
durch (...) Schwamm.“

Im Februar 2003 entdeckte der
Hauseigentlimer in seinem versi-
cherten Wohnhaus, dass Wasser
aus einem Heizungsrohr in einer
Wohnung im Obergeschoss aus-
trat. Die Leitung wurde repariert
und die Geschossdecke wurde
von einer Fachfirma getrocknet.
Seine  Wohngebaudeversiche-
rung regulierte den Schaden von
rund 1.000 € Im Mérz 2004
wurde im Obergeschoss ein luf-
tundurchlassiger ~ PVC-Boden
verlegt. Knapp ein halbes Jahr
spater begannen die Kiichenmo-
bel in den neu verlegten Boden
einzusinken. Ursache war ein
durch Feuchtigkeit hervorgeru-
fener Befall der Holzteile der

FuRboden-/Deckenkonstruktion
mit braunem Kellerschwamm.

Der Hauseigentimer sah im
Schwammbefall einen Folge-
schaden des Versicherungsfalles
aus dem Jahre 2003 und verlang-
te Ersatz der
Instandsetzungskosten. Das
Landgericht Gera und das
Oberlandesgericht Gera gaben
der Klage im Wesentlichen statt.
Auf die Revision der
Versicherung wurden die Urteile
aufgehoben und die Klage ab-
gewiesen.

Entgegen der Auslegung des
Berufungsgerichts gébe es kei-
nen Hinweis dafir, dass die Ver-
sicherung den Haftungsaus-
schluss auf den echten Haus-
schwamm reduzierten wollte. In
der Rechtssprache finde sich
keine Definition des Begriffs
,Schwamm®. Mit dem LG Det-
mold (r+s 1992, 173) sei anzu-
nehmen, dass mit ,,Schwamm*
alle holzzerstérenden Pilze ge-
meint seien. Nach der Recht-
sprechung des V. Zivilsenates
zur Auslegung von Allgemeinen
Versicherungsbedingungen,
seien diese so auszulegen, wie
ein durchschnittlicher Versiche-
rungsnehmer sie bei verstandiger
Wirdigung, aufmerksamer
Durchsicht und Bericksichti-
gung des erkennbaren Sinnzu-
sammenhangs verstehen misse
(BGHZ 123, 83). Dabei komme
es auf die Verstandnismoglich-
keiten eines Versicherungsneh-
mers ohne versicherungsrechtli-
che Spezialkenntnisse an. Auch
habe die dem Versicherungs-
nehmer typischerweise unbe-
kannte  Entstehungsgeschichte
von Versicherungsbedingungen

bei der Auslegung aufler Be-
tracht zu bleiben. Versiche-
rungswirtschaftliche Uberlegun-
gen konnten allenfalls insoweit
Berucksichtigung finden, wie sie
sich dem Versicherungsnehmer
aus dem Bedingungswortlaut
unmittelbar erschlgssen.

Weder die VBG 88, noch die
dem Rechtsfall zugrundeliegen-
den insoweit gleichlautenden
WBG 1/03 wiirden einen eigen-
stdndigen Versicherungsfall
kennen, unter den ein originarer
Schwammbefall fiele. Fur den
Versicherer kénne Schwammbe-
fall daher immer nur von Rele-
vanz sein, wenn er als Folge-
schaden eines Versicherungsfal-
les, insbesondere eines ,Lei-
tungswasserschaden”  eintrete.
Die konkrete Formulierung (Der
Versicherungsschutz  (...) er-
streckt sich ohne Ricksicht auf
mitwirkende  Ursachen nicht
auf..) mache deutlich, dass
Schwammschdaden losgeldst von
der Ursache ihrer Entstehung in
keinem Fall versichert sein soll-
ten.

Die Klausel sei auch nicht nach
§ 307 BGB unwirksam. Sie stel-
le keine unangemessene Benach-
teiligung des Versicherungs-
nehmers dar. Dies k&me allen-
falls dann in Betracht, wenn
Schwammschaden regelmaRige
oder zumindest sehr héaufige,
zwangslaufige und kennzeich-
nende Folge des Austritts von
Leitungswasser waéren. Denn
dann wirde dieser Ausschluss
einen Ausschluss von Kardinals-
pflichten bedeuten. Hierfur sei
indessen kein Anhalt ersichtlich
(IV ZR 212/10).
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(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des
Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen.



Gesetzgebung

Das Bundesministerium fir Ge-
sundheit hat die Trinkwasserver-
ordnung geéndert. Die Anderung
wurde vom Bundesrat mit Be-

In eigener Sache

Frau Rechtsanwéltin Ellen Gers-
tenberg verstarkt seit 1.8. offi-
ziell unser Team als freiberufli-
che Mitarbeiterin. Daneben ist
Frau Gerstenberg wissenschaft-
liche Mitarbeiterin der Universi-
tat Leipzig promoviert im Woh-
nungseigentumsrecht.

Sie begann ihr rechtswissen-
schaftliches Studium nach mehr
als 16 Jahren Berufstétigkeit als
Bankkauffrau und Bankfachwir-
tin vor allem auf dem Gebiet der
Betreuung notleidender Kredit-
engagements fur verschiedene
Kreditinstitute in  Bielefeld,
Dresden, Berlin und Leipzig.

SCHULTZE "5

TrinkwasserVVO Uberarbeitet

schluss vom 12.10.2012 mit
weiteren, leichten Uberarbeitun-
gen genehmigt. Die Verordnung
trat am 31.10.2012 in Kraft.

Die Erstbeprobungsfrist zum
31.10.2012 fir die Legionel-
lenpriifung fir Wasserversor-
gungsanlagen nach § 3 Nr. 2e)
wurde gestrichen und neu auf
den 31.12.2013 festgesetzt. Fort-
an ist gemal & 14 Abs. 3 der
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—
- -
.t —ae
'c i
S1lm

-
-
¥
| —
-
H
-

Nach dem Studium in Marburg
und Leipzig absolvierte sie ihr
Referendariat am Landgericht
Darmstadt und erhielt im An-
schluss an das zweite Staatsex-
amen die Zulassung zur Anwalt-
schaft im Jahre 2009. Anschlie-
Rend fokussierte sie ihre anwalt-
liche Téatigkeit auf das Miet- und
WEG-Recht. Noch in diesem
Jahr, nach dreijahriger Zulas-

Verordnung eine Kopie der Nie-
derschrift ~ der  Legionellen-
Untersuchung nicht mehr dem
Gesundheitsamt zu Ubersenden,
soweit sich das Prifergebnis
innerhalb  der  vorgegebenen
Grenzwerte halt. Zusatzlich wird
das Prufintervall auf 3 Jahre
angehoben (Br-DrS 525/12).

sung zur Anwaltschaft, wird sie
den Antrag fur die Zulassung als
Fachanwaéltin fir Miet- und
WEG-Recht bei der Rechtsan-
waltskammer Sachsen stellen
kénnen.

Frau Rechtsanwaltin Schramedei
hat inzwischen auch alle fachli-
chen Voraussetzungen fiir die
Zulassung als Fachanwaltin fir
Miet- und WEG-Recht zusam-
men getragen. Einzig die erfor-
derliche dreijahrige Zulassung
als Anwiltin muss sie noch ab-
warten, um den Titel beantragen
zu diirfen.
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Veranstaltungen

Die diesjahrige Fischentagung
war der Beurteilung der Be-
schlusskompetenzen 5  Jahre
nach Inkrafttreten der WEG-
Novelle unterstellt. Um es vor-
weg zu nehmen: uni sono beur-
teilten den Referenten die WEG
— Novelle als gelungen, gleich-
wohl Nachbesserungsbedarf
bestiinde. Der Vizeprésident des
LG Minchen I, Richter Spiel-
bauer, legte die Erfordernisse an
die Heizkostenabrechnung nach
dem BGH-Urteil vom 17.2.2012
(V ZR 251/10) - ZIV 2012, 5

Bericht aus Fischen

| dar. Die Darstellungen wurden

kontrovers diskutiert, da der
Referent die Auffassung vertrat,
dass der BGH-Entscheidung zu
entnehmen sei, dass eine Ab-
grenzung nicht mehr erfolgen

dirfe.

" Prof. Haublein vertrat die Auf-

fassung, dass die Anderungsvor-
aussetzungen nach § 10 Abs. 2
Satz 3 WEG auch fir den Fall
anzuwenden seien, dass eine
Beschlussfassung zu einer geén-
derten Kostenverteilung nach §
16 Abs. 4 WEG anstlinde. Prof.
Bub vertrat dabei die kontrére
Auffassung, wonach § 10 Abs. 2
WEG die Anderung der Ge-
meinschaftsordnung und deren
Voraussetzungen betrafe, wéh-
rend § 16 Abs. 4 WEG aus-
schlieBlich die Voraussetzungen
einer gednderten Kostenvertei-

lung im Wege des Beschlusses
betréfe.

Daneben gab es mehr oder we-
niger interessante \Vortrage zu
den Konsequenzen der Heizkor-
per- und zur Mehrfachparkerent-
scheidung des BGH sowie zu
den Beitragsforderungen der
Gemeinschaft in der Insolvenz
und der Zwangsversteigerung. In
der Summe erneut eine abwech-
selungsreiche Tagung, an der
einzig das etwas kihle Wetter in
diesem Jahr zu Winschen dbrig
lieR. Die Fahrt durch eine
Schneelandschaft in den Vogt-
landern aus Bayern und Sachsen
weckte Unverstandnis fur die
Wetterkapriolen, die uns noch
eine Woche zuvor die warmsten
Tage der Wetteraufzeichnung im
Oktober bescherten.

Datum: 3.12.12
Beginn: 18 Uhr Vortrag
Beginn: 19.15 Abendessen

wortkarten folgen nach.

Muckenschldsschen Leipzig
Bankettsaal 1. OG
Waldstralle 86

04105 Leipzig

Jahresrickblick:

Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze

Weihnachtsverwalterstammtisch

Alle fur die Immobilienverwaltung wichtigen Gerichtsentscheidungen des Jahres 2012

Teilnahme Vortrag und/oder Abendessen nur nach verbindlicher Anmeldung. Gesonderte Einladungen mit Riickant-
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Schultze
Kommentar zu Text
Jeder
Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung oder die Anpassung
einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der geltenden Regelung aus
schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles,insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig
erscheint.


Schultze
Kommentar zu Text
(4) Die Wohnungseigentümer können im Einzelfall zur Instandhaltung oder Instandsetzung
im Sinne des § 21 Abs. 5 Nr. 2 oder zu baulichen Veränderungen oder Aufwendungen
im Sinne des § 22 Abs. 1 und 2 durch Beschluss die Kostenverteilung abweichend von
Absatz 2 regeln, wenn der abweichende Maßstab dem Gebrauch oder der Möglichkeit des
Gebrauchs durch die Wohnungseigentümer Rechnung trägt. Der Beschluss zur Regelung
der Kostenverteilung nach Satz 1 bedarf einer Mehrheit von drei Viertel alle stimmberechtigten Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte
aller Miteigentumsanteile.



Anzeigen

Immobilienkauffrau/-mann Leipzig
fur die kfm. u. techn. Objektbetreuung
in Miet-/SE-/WEG-Verwaltung

volpina@schroeder-ag.de
www.volpina-hausverwaltung.de

VOLPINA

Haus- und Grundbesitz Verwaltungs GmbH
cine e

Technische(r) Objektbetreuer/in Leipzig

Als techn. Objektbetreuer von div.
Buro-/Gewerbe-/Wohngeb&uden

in Leipzig fihren Sie das Team von
Reinigung/Elektro/SHK/Maler/Gartner

volpina@schroeder-ag.de
www.volpina-hausverwaltung.de

VOLPINA

Haus- und Grundbesitz Verwaltungs GmbH
cine e

Immobilienkauffrau/-mann Leipzig
fur kfm. u. techn. Objektbetreuung als
Elternzeitvertretung ab sofort bis

04/2014, spatere Ubernahme maglich

volpina@schroeder-ag.de
www.volpina-hausverwaltung.de

VOLPINA

Haus- und Grundbesitz Verwaltungs GmbH

cine e
Verzugszinssatze
Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne

zinssatz zinssatz Verbrau- satz % zZugs- Verbrau-

% % cherbeteili- zins- cherbeteili-

gung % satz % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8,12
1.7.bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8,12
1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512 8,12
1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12
1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2011 0,37 537 8,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 8,12
1.1. bis 30.6.2007 2,7 1,7 10,7 1.7. bis 31.12.2012 0,12 512 8,12
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Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknupft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (notigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Waéhrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betrégt fur das Jahr finf

Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschéfte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verénde-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fiir die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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SOHULTZE"22

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch fir die vertffentlichten
Leitsétze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenuber Datenban-
ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden.
ZURUCK
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